
Kämmerin Kranenberg gibt einen Finanzzwischenbericht ab. 

Sie erläutert die weiteren Auswirkungen der Corona-Krise. Derzeit belaufen sich die 
coronabedingten Mehraufwendungen (Masken, Hygieneartikel, Dienstleistungen) auf 

46.000 Euro. Die genaue Höhe der coronabedingten Mindererträge steht erst im 
Rahmen des Jahresabschlusses 2021 fest. 
 

Die Haushaltssituation (Stand September 2021) für die Gewerbesteuer, Anteil an der 
Einkommensteuer, Hallenbenutzungsgebühren und OGS Beiträge beläuft sich wie folgt: 

 
Ca. 2% unter dem Ansatz 

 
 

Sach- und Dienstleistungen, 55 % des Ansatzes verbraucht 
 



 
 
 

 
 
 

 
 

Übersicht über die 10 wichtigsten Haushaltspositionen Sepember 2021 

  Ansatz 2021 Stand Sep. 2021 Abweichung +/- Abweichung % 

Gewerbesteuer       4.564.030 €  
          4.474.383 

€  -               89.647 €  -1,96% 

Grundsteuer B       2.856.638 €  
          2.819.324 

€  -               37.314 €  -1,31% 

Einkommenssteuer       6.494.236 €  
          3.331.913 

€  -         3.162.323 €  -48,69% 

Umsatzsteuer       1.231.453 €  
             583.548 

€  -            647.905 €  -52,61% 

Benutzungsgebühren       4.165.669 €  
          2.796.352 

€  -         1.369.317 €  -32,87% 

Personalaufwendungen       4.913.831 €  
          2.759.686 

€  -         2.154.145 €  -43,84% 

Sach- und Dienstleistungen       8.023.737 €  
          4.446.925 

€  -         3.576.812 €  -44,58% 

Kreisumlage     13.347.085 €  
          9.953.332 

€  -         3.393.753 €  -25,43% 

Sonstige Aufwendungen       1.454.440 €  
             928.259 

€  -            526.181 €  -36,18% 



Zinsen           695.000 €  
             376.474 

€  -            318.526 €  -45,83% 

 
Offen sei noch, ob coronabedingte Zuweisungen von Land/Bund für die Kommunen in 

2021 erfolgen werden. 
 

Das Zinsniveau für Liquiditätskredite ist weiterhin negativ. 
 
Es liegt ein Beschluss des Bundesverfassungsgerichts zur Verzinsung von Steuern vom 

08. Juli 2021 vor: 
 

- Verzinsungen von Steuerforderung und –erstattungen mit jährlich 6 % ab dem 
Jahr 2014 sind verfassungswidrig (1 BvR 2237/14, 1 BvR 2422/17) 

- Bisherige Recht ist jedoch für Verzinsungszeiträume bis Ende 2018 weiter 

anwendbar 
- Frist zur Änderung der Abgabenordnung bis 31.Juli 2022 durch den 

Bundesgesetzgeber 
 
Die Einbringung des Haushaltsplanentwurfes 2022 erfolgt in der Ratssitzung am 

26.10.2021, die Haushaltsklausur findet am 02.11.2021 statt. 
 


